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Fakten       und       Argumente 

Die PDS hat drei hervorstechende 
Propagandaziele, die sie zu ihrem 
Markenzeichen machen will: ■ Die 
PDS verkauft sich als Interessenver- 
tretung der Menschen in Ostdeutsch- 
land, m Die PDS verkauft sich als 
Partei, die sich von ihrer SED- und 
Stasivergangenheit befreit hat. ■ Die 
PDS verkauft sich als normale Par- 
tei und demokratische Wahloption. - 
Die Fakten entlarven die PDS-Pro- 
paganda Punkt für Punkt. 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ  MEYER: 

PDS hat in einer Regierung 
nichts zu suchen 

In Mecklenburg-Vorpom- 
mern und in Sachsen-An- 
halt ist der Beweis er- 
bracht: mit der PDS das 
niedrigste Wirtschafts- 
wachstum und die meisten 
Arbeitslosen. Die CDU 
wird schon deshalb alles 
tun, um Berlin vor dem Ka- 
mikaze-Projekt Rot-Rot 
zu bewahren. 

In Berlin geht es um die 
Zukunft unserer Hauptstadt. 

Aber die SPD will mit einer 
Partei paktieren, die in ihrer 
SED-Vergangenheit stecken 
geblieben ist: politisch, pro- 
grammatisch, personell. 

Wir wollen verhindern, 
dass die Wähler hinters Licht 
geführt werden. Mit unserer 
neuen PDS-Dokumentation 
(Innenteil dieser Ausgabe) 
zeigen wir Ihnen, ■ was 
diese Partei will, ■ was sie 
macht, ■ wer sie lenkt.   UD 

Pakte n 
Hintergründe 

Was sie will. 
Was sie macht. 

Wer sie lenkt. 

CDU      .. ■ 

Die Broschüre ist auch in un- 
serem Versandzentrum erhält- 
lich: Bestell-Nr. 5764, Preis je 
20Expl.: 15-DM (7,67 Euro) 



HEUTE   AKTUELL 

■ Andreas Schmidt zum 
Fall  Leuna:  SPD  streut 
haltlose Verdächtigungen 
(Seite 4-5) »Frank Stef- 
fels PowerPoint: Sogar die 
Grünen  finden   Joachim 
Zeller gut (Seite 6) ■ Die 
Wirtschaftslage   in   den 
neuen     Bundesländern. 
(Seite 7-10) «Hohes De- 
fizit in Nürnberg beweist 
Versagen   von   Rot-Grün 
(Seite 10) ■ Norbert Rött- 
gen  anlässlich der Vor- 
stellung des Abschluss- 
berichts   der   Parteienfi- 
nanzierungskommission: 
Unionskonzept  bestätigt 
(Seite 12) ■ Angela Mer- 
kel: CDU begrüßt Verein- 
barung zu Kyoto-Protokoll 
(Seite 13) ■ CDU fordert 
Neuanfang bei  der Ge- 
sundheitspolitik:      Mehr 
Transparenz, Wahlfreiheit 
und   Eigenverantwortung 
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14-17) ■ Hermann-Josef 
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G EDENKVERANSTALTUNGEN 

40.   JAHRESTAG   DES   MAUERBAUS 

Kundgebung am 
Checkpoint Charlie 

,. Aus Anlass des 
40. Jahretags des 
Mauerbaus hat die 
Parteivorsitzende 
für den 12. August 
nach Berlin einge- 
laden. 

Nach einem öku- 
menischen  Gottes- 
dienst in der St.Bo- 
nifatius-Kirche    in 
Kreuzberg   um   12 
Uhr findet um  14 
Uhr am ehemaligen 
Checkpoint Charlie 
die    zentrale    Ge- 
denkveranstaltung 
statt: mit dabei Ed- 
mund    Stoiber,    Friedrich 
Merz,  Frank   Steffel   und 
Eberhard Diepgen. 

Angela Merkel: „In der 
aktuellen Berliner Situation 
ist die Botschaft des 13. Au- 
gust von großer Brisanz. 
Politische Kräfte, die sich 
immer noch nicht zu einer 
deutlichen Haltung gegenü- 
ber dem Bau der Mauer, dem 
System der DDR und den 

ERINNERN HEISST 
FREIHEIT VERTEIDIGEN 
40. Jahrestag des Mauerbaus am 13. August l^6' 

falschen Idealen des Sozia- 
lismus durchringen können, 
dürfen nicht an der Macht in 
Berlin beteiligt werden." 

Appell an alle Mitglieder 
der CDU: „Bewegen Sie 
möglichst viele dazu, die 
Veranstaltung durch per- 
sönliche Teilnahme zu einer 
eindruckvollen Demonstra- 
tion unserer Haltung zu ma- 
chen." 
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AGENTUR-PRäS ENTATIO N 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ  MEYER: 

CDU und McCann-Erickson setzen bei 
Bundestagswahl 2002 auf Sieg 

Die CDU geht mit der der- 
zeit weltweit größten Krea- 
tiv-Agentur in den Bundes- 
tagswahlkampf 2002. 

Seit dem 1. August unter- 
stützen die kreativen Köpfe 
von McCann-Erickson die 
CDU auf dem Weg zum 
Wahlziel 2002. „Unser strate- 
gisches Ziel als Union ist es, 
im kommenden Jahr wieder 
stärkste Fraktion im Deut- 
schen Bundestag zu werden. 
Dies waren wir - mit zwei 
Ausnahmen 1972 und 1998 - 
immer. Wir sind sicher, dass 
wir dann auch wieder Re- 
gierungsverantwortung über- 
nehmen werden," erklärte 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer bei der Agentur-Prä- 
sentation. 

„Intelligent und witzig 
wird der Wahlkampf ausse- 
hen", versprechen Laurenz 
Meyer und der Kreations- 
Chef der Kampagne, Günter 
Sendlmeier. Vom Wahlsieg 
sind Sendlmeier und seine 
Agentur McCann-Erickson 
überzeugt. Deshalb habe Mc- 
Cann auch keine Probleme 
damit, dass sich das Wahlziel 
im Vertrag niederschlägt. 25 
Prozent des Honorars seien 
erfolgsabhängig. Zum Auf- 
trag   an   McCann-Erickson 

Überzeugt hat uns 

auch die starke 

Präsenz der Agentur 

in Berlin. 

gehören die klassische Wer- 
bung, aber auch andere In- 
strumente des Wahlkampfs 
wie Internet-Kampagnen, 
Dialog-Marketing und 
Events. 

In die Arbeit des 
Konrad-Adenauer- 
Hauses integrieren 

Die CDU, so Generalse- 
kretär Laurenz Meyer, betritt 
mit dem Auftrag an McCann- 
Erickson Neuland. Er nennt 
drei Gründe: ■ Erstmals ar- 
beiten wir im Wahlkampf mit 
einem großen internationalen 
Agentur-Netzwerk zusam- 
men. ■ Erstmals steht die in- 
tegrierte Kommunikation im 
Vordergrund; die Kommuni- 
kation wird aus einem Guss 
sein; alle Instrumente der 
Kommunikation werden wir 
bündeln, also Aktionen und 
Online-Aktivitäten sowie Di- 
rektansprachen. ■ Und erst- 

mals werden wir bereits über 
ein Jahr vor der Wahl in Zu- 
sammenarbeit mit der Agen- 
tur die Kampagne entwickeln 
und die Agentur in die Arbeit 
des Konrad-Adenauer-Hau- 
ses integrieren. 

Der Auftrag an McCann- 
Erickson ist das Ergebnis der 
offenen Ausschreibung, die 
die CDU im Januar mit der 
Anzeige „Machen Sie mehr 
aus ihrem Typ" gestartet 
hatte. Über 140 Bewerber hat- 
ten sich für die Kampagne 
2002 der CDU interessiert, 
darunter kleine, mittlere und 
große Agenturen, aber auch 
freie Teams. Bemerkenswer- 
ter noch als die Zahl war die 
Qualität des Bewerberfelds. 
Die Agentur-Entscheidung 
fiel einvernehmlich mit der 
Parteivorsitzenden Angela 
Merkel und mit Bundesge- 
schäftsführer Willi Haus- 
mann. 

Laurenz Meyer: „Die 
Wahl McCann-Ericksons ist 
eine Entscheidung für ein ho- 
hes Maß an Professionalität, 
für internationale Erfahrung 
und insbesondere für ein 
großes Engagement der 
Köpfe. Überzeugt hat uns 
auch die starke Präsenz der 
Agentur in Berlin." UD 
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'FALL   LEUNA 

Politische Justiz 
Kaum sind „Leuna-Ak- 
ten " beim deutschen Ge- 
neralbundesan wait, be- 
ginnen die Gerüchte zu 
brodeln. Namen von Uni- 
onspolitikern werden er- 
wähnt. Dann wird demen- 
tiert, was eigentlich nicht 
dementierbar ist, weil es 
nie mehr war als After- 
rede. Dass Hirsch und 
Struck und Ströbele sich 
durchsetzen konnten, ver- 
danken sie der Justizmini- 
sterin Däubler-Gmelin, 
einer Ideologin, die an ei- 
ner Umgestaltung der 
deutschen Rechtsverhält- 
nisse arbeitet, deren 
Tragweite von der Öffent- 
lichkeit noch gar nicht 
wahrgenommen wird. Sie 
hat keine Bedenken, dem 
Generalbundesanwalt im 
politischen Durchgriff ein 
Verfahrenzuzuweisen, für 
das er nicht zuständig ist. 
Frankfurter Allgemeine 

Übles Gebräu 
Aus unbewiesenen Be- 
hauptungen und Gerüch- 
ten ist ein übles Gebräu 
gemischt worden. Da war 
von 29prominenten Uni- 
onspolitikern die Rede, 
denen, ohne dass dies 
konkret geworden wäre, 
nachgesagt wurde, sie 
seien korrupt oder hätten 
Steuern hinterzogen. 
Dann stellt sich aber her-   ► 

ANDREAS   SCHMIDT: 

SPD streut haltlose 
Verdächtigungen 

Der Obmann der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im 1. 
Untersuchungsausschuss, 
Andreas Schmidt, hat den 
Verdacht gegen 29 Politiker 
der Union im Zusammen- 
hang mit Schmiergeld und 
Steuerhinterziehung scharf 
zurück gewiesen. Die Zeit- 
schrift „Die Woche" hatte 
unter Berufung auf einen 
Vermerk der Genfer Polizei 
vom März 20(H) in ihrer jüng- 
sten Ausgabe entsprechen- 
des berichtet. 

„Von diesem Verdacht ist 
nicht ein Jota begründet", 
sagte Schmidt. Diese Veröf- 
fentlichung stelle den „Höhe- 
punkt einer Schmutzkampa- 
gne dar, die ohne Substanz, 
aber mit erheblichem Diffa- 
mierungspotential" angezet- 
telt worden sei. Die Veröf- 
fentlichung dieser Liste sei 
„eine Möglichkeit, die Union 
in die Ecke zu stellen". Nach 
seinen Angaben enthalte die 
Liste lediglich das Ergebnis 
einer „Hotelabfrage" und die 
Namen von Personen mit de- 
nen die Schweizer Justiz 
„über Leuna reden könnte". 
Daraus ergeben sich aber 
keine Verdachtsmomente für 
Schmiergeldzahlungen oder 
Steuerhinterziehung. 

Schmidt äußerte den 
„klaren Verdacht", dass die- 
ser Vermerk durch die SPD 
an die Presse lanciert wor- 
den sei, obwohl diese Liste 
als „geheim" eingestuft ist. 
Die SPD wolle die politische 
und rechtsstaatliche Kultur 
in Deutschland zerstören, 
sagte Schmidt. Diese Kam- 
pagnederSPD sei „mies, wi- 
derwärtig und schäbig". Er 
äußerte die Vermutung, dass 
die Bundesregierung an die- 
ser Kampagne beteiligt sei. 
Er rechnet wegen der Veröf- 
fentlichung mit Ermittlun- 
gen der Staatsanwaltschaft, 
weil der Tatbestand des Ge- 
heimnisverrats vorliegen 
könne und es sich dabei um 
ein Offizialdelikt handele. 

Entlastendes Material 
vorenthalten 

Die Bundesregierung 
habe der Staatsanwaltschaft 
Magdeburg, die wegen des 
Verdachts auf Subventions- 
betrug ermittelt hatte, entla- 
stendes Material vorenthal- 
ten. Dies hat der Parlamenta- 
rische Staatssekretär im Fi- 
nanzministerium Diller jetzt 
auf eine Anfrage Schmidts 
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FALL   LEUNA 

einräumen müssen. Die rot- 
grüne Bundesregierung 
selbst hatte in einem Ver- 
merk vom 16. April 1999 an 
die EU-Kommission be- 
stätigt, dass es keine Hin- 
weise auf einen Subventions- 
betrug im Zusammenhang 
Leuna/Minol gebe. „Dies 
zeigt, dass man bewusst Ver- 
dächtigungen schüren will, 
um der CDU zu schaden", 
sagte der CDU-Obmann. 

Dieser Vermerk, der die 
frühere Bundesregierung 
entlastet, wurde von Diller 
nicht an die Staatsanwalt- 
schaft Magdeburg überge- 
ben. Schmidt sagte, man 
könne mittlerwei le auch davon 
ausgehen, dass die von Diller 
gebildete „Task Force" im 
BMF kein belastendes Mate- 
rial gesammelt habe. Er for- 
derte, die Akten der Task Force 
ebenso wie die der Schweizer 
Justiz dem Untersuchungsaus- 
schuss zu übergeben. Auch die 
Akten der Schweizer Justiz, 

die jetzt beim Generalbundes- ► 
anwalt in Karlsruhe eingetrof- 
fen sind, würden die Regie- 
rung  Kohl  entlasten,  stellte 
Schmidt fest. 

SPD hat länger als 
ein Jahr das Thema 
Leuna verhindert 

„Akten und Fakten sind 
das beste Mittel gegen Diffa- 
mierung", unterstrich er. Er 
gehe „jede Wette" ein, dass 
weder an die CDU-geführte 
Bundesregierung noch an die 
CDU Deutschlands Schmier- 
gelder geflossen seien. Alle 
Ermittlungen des Untersu- 
chungsausschusses hätten 
bislang bestätigt, dass die Re- 
gierung Kohl nicht bestech- 
lich gewesen sei. Er übte Kri- 
tik an der Mehrheit des Aus- 
schusses, die mehr als ein Jahr 
lang verhindert habe, dass das 
Thema „Leuna/Minol" auf 
die Tagesordnung komme. 
Sonst wäre die Kampagne der 
SPD nämlich längst zusam- 
mengebrochen. Die CDU 
habe sich im Ausschuss im- 
mer dafür eingesetzt, dieses 
Thema „als erstes" zu behan- 
deln, sagte Schmidt. 

Man müsse sich doch fra- 
gen, wer ein Interesse an die- 
ser Schmutzkampagne habe, 
dies sei doch die SPD. Das 
Verhalten der SPD sei eine 
„politische Sauerei", sagte 
Schmidt. 

aus, dass die 29 Namen 
nicht etwa im Zusam- 
menhang mit möglichen 
Straftaten aufgetaucht 
sind, sondern lediglich 
in Übernachtunglisten 
Schweizer Hotels. Die 
harmlose Tatsache, dass 
sie zu einem bestimmten 
Zeitpunkt dort gewohnt 
haben, wurde zum Anlass 
haltloser Unterstellun- 
gen genommen. 
General-Anzeiger, Bonn 

Luftnummer 
Es besteht Aufklärungsbe- 
darf. Zugleich aber: eine 
so billige Erkenntnis, dass 
man sie nicht mehr hören 
mag im Zusammenhang 
mit der Streuung von Ver- 
dachtsmomenten und Un- 
terstellungen, die erst ins 
Kanzleramt und zu dessen 
ehemaligen Hausherrn 
und jetzt in Richtung ver- 
schiedenster Unions-Mi- 
nister und Unions-Mini- 
sterpräsidenten führen. 
Soeben haben sich jene 
Einflüsterer, die ihre defi- 
nitiven Urteile in hemds- 
ärmeliger Kühnheit von 
gesicherten Erkenntnis- 
sen abgekoppelt haben, 
eine blutige Nase geholt, 
weil sie über Tage die Re- 
publik mit vermeintlich 
neuen Belegen penetrier- 
ten, die sich schließlich als 
alte Luftnummer erwie- 
sen. Die Welt 
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WAHL  ZUM   ABGEORDNETENHAUS  AM  21.   OKTOBER 

NEUER   GENERALSEKRETäR   DER   BERLINER   CDU 

Frank Steffels PowerPoint: Sogar die 
Grünen finden Joachim Zeller gut 

Dem Spitzenkandidaten 
der Berliner CDU bei den 
Wahlen zum Abgeordne- 
tenhaus sind bisher alle 
Schritte seines Wahl- 
kampfs nach Plan gelun- 
gen. Mit dem neuen Gene- 
ralsekretärhat die Berliner 
CDU jetzt aber auch be- 
wiesen, dass sie Gelegen- 
heiten nutzen kann, die sich 
unverhofft bieten. 

Kein Beobachter, der die 
Geistesgegenwärtigkeit und 
sein schnelles Handeln nicht 
hervorgehoben hätte. Tages- 
spiegel: „Die Gelegenheit 
kam zufallig, und Frank 
Steffel nutzte sie." 

Unverhofft überhaupt der 
Wahlkampf in Berlin - und 
„Hals über Kopf ist, wie die 
FAZ schreibt, der 35-Jährige 
Fraktionsvorsitzender und 
Spitzenkandidat geworden. 
Wenn ihm da nicht Eigen- 
schaften zur Verfügung ste- 
hen, die ihn befähigen, auch 
die nächsten Gelegenheiten 
nicht zu verpassen... 

Drei Vorteile mit 
einem Schlag 

Was   glückt,   sind   oft 
gleich mehrere Fliegen mit 

einer Klappe. ■ Frank Stef- 
fel hat die Erneuerung der 
Berliner CDU anschaulich 
gemacht. ■ Mit Joachim 
Zeller führt aus Berlin Mitte 
ein Mann der Mitte, wie die 
Zeitungen Wortspielen, als 
„Mittler" zwischen West- 
und Ost-Berlinern die Par- 
teigeschäfte. ■ Und: Wenn 
Sybill Klotz, Vorsitzende 
der Grünen-Fraktion im 
Abgeordnetenhaus, die 
Entscheidung Zeller be- 
grüßt, dann ist das - frei von 
jeder Koalitions-Spekula- 
tion - zumindest auch das 
Signal an Grünen-Wähler, 
die politischen Gegensätze 
nicht mehr so krass zu sehen 
wie noch vor ein paar Wo- 
chen. 

Ergebnis des gelungenen 
Coups: Gegenüber der Lage 
am Tag des Koalitionsbruchs 
sind die Voraussetzungen, 
unter denen die CDU nach 
den Ferien in die heiße Wahl- 
kampf-Phase   gehen   wird, 

durch das Geschick des Spit- 
zenkandidaten erheblich 
besser geworden. 

Vor allem die PDS bringt 
Steffel in Verlegenheit. 
Denn Joachim Zeller ist nicht 
nur für „Grüne", sondern 
auch „für Ost-Berliner 
Wählerein verlockendes An- 
gebot". 

Die Nase vorn 

Schlussfolgerung des Ta- 
gesspiegels: „Mit Joachim 
Zellers Wahl - und der Ent- 
deckung des Ostens - hat 
Frank Steffel zum erstenmal 
im Vorwahlkampf die Nase 
vorn. Einen fürden Osten, ei- 
nen für den Westen: und 
beide für die CDU. Die Mit- 
bewerber wird das nach- 
denklich stimmen. Der 
Kampf um den Osten hat erst 
begonnen. Für die innere 
Einheit der Stadt ist das nicht 
schlecht." UD 
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BILANZ 

MATTHIAS   WISSMANN: 

Die Wirtschaftslage in den 
neuen Bundesländern 

Pressegespräch 

mit dem Vorsitzen- 
den des Ausschusses 

für Wirtschaft und 

Technologie des 
Bundestages in der 
Landesvertretung 

Baden-Württemberg 

am  18. Juli 

Ausgangslage 

Veröffentlichungen ver- 
schiedener wissenschaftli- 
cher Institute zur konjunktu- 
rellen Lage Deutschlands 
geben Anlass zur Besorgnis. 
Deutschland ist auf dem be- 
sten Weg in eine Rezession. 
Die Konjunkturdynamik ist 
fast zum Erliegen gekom- 
men, die Arbeitslosenzah- 
len stagnieren im Westen 
auf hohem Niveau und neh- 
men im Osten zu, die Inflati- 
onsrate ist so hoch wie seit 
acht Jahren nicht mehr. Ein 
Vergleich mit den Wirt- 
schaftsdaten der europäi- 
schen Nachbarn belegt, dass 
viele Probleme und Tenden- 
zen hausgemacht sind. 

In den neuen Ländern 
verschärft sich die Situation. 
Insbesondere  der ostdeut- 

schen Bauwirtschaft droht 
die Existenzkrise. Unmittel- 
bar hiervon betroffen sind 
die Arbeitslosen, deren Zahl 
im Osten weiterhin um ein 
Vielfaches höher liegen als 
in den alten Bundesländern. 
Hinzu kommen enorme 
Schwierigkeiten bei der In- 
frastruktur. Das Verkehrs- 
wegenetz muß konsequent 
weiter ausgebaut werden, 
um Investoren für einen 
Standort im Osten zu gewin- 
nen. Im Hochschulwesen 
sind eklatante Schwächen 
auszumachen. Forschungs- 
projekte und wissenschaftli- 
che Einrichtungen sind bis- 
lang unzureichend etabliert. 
Zu allem Überfluss haben 
fast alle fünf neuen Bundes- 
länder unter einer starken 
Abwanderungsbewegung 
junger und qualifizierter 
Menschen zu leiden. 

Ursachen 

Die Ursachen sind in der 
Regel eng miteinander ver- 
zahnt. Unzureichende Infra- 
struktur verhindert die An- 
siedlung mittelständischer 
Unternehmen. Eine lah- 
mende Wirtschaft lässt die 

Arbeitslosenzahlen auf sehr 
hohem Niveau stagnieren. 
Mangelnde Ausstattung in 
Wissenschaft und For- 
schung machen die neuen 
Bundesländer nicht konkur- 
renzfähig. Fehlende berufli- 
che Perspektiven lassen Ju- 
gendliche in den Westen ab- 
wandern. 

DIE LAGE: Die wirtschaftli- 
che Leistungsfähigkeit hat 
seit der Wiedervereinigung 
zwischen Ostsee und Erzge- 
birge kräftig zugenommen. 
Das reale Bruttoinlandspro- 
dukt Ostdeutschlands stieg 
zwischen 1991 und 1998 um 
insgesamt 45 Prozent. Die- 
ser Aufholprozess hat sich 
seit drei Jahren jedoch deut- 
lich verlangsamt. Die Wirt- 
schaftskraft als entscheiden- 
der Impulsgeber für den Ar- 
beitsmarkt stellt in ihrer mo- 
mentanen verflachten Ent- 
wicklung ein besonderes 
Hemmnis für eine positive 
Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt dar. Insbeson- 
dere mittelständischen Be- 
trieben, die für den Großteil 
an neuen Arbeitsplätzen sor- 
gen, sind durch die neuen ge- 
setzlichen Bestimmungen 
wie     beispielsweise     das 

U ID 23/2001 -7 



BILANZ 

630-DM-Gesetz, die Neue- 
rungen im Betriebsverfas- 
sungsgesetz und die Öko- 
steuer erhebliche Belastun- 
gen auferlegt worden. Eine 
derartige Regulierungswut 
ist Gift für die Wirtschaft. 
Notwendiges flexibles Han- 
deln in den Betrieben wird 
unnötig erschwert, teilweise 
sogar gänzlich verhindert. 

Ein besonderes Augen- 
merk ist auf die Bauwirt- 
schaft zu richten. Die Ent- 
wicklung im Baugewerbe 
hat besorgniserregende Di- 
mensionen angenommen. In 
den ersten drei Monaten die- 
sen Jahres hat sich der Ab- 
schwung beim baugewerbli- 
chen Umsatz in den neuen 
Ländern beschleunigt. Der 
Umsatz sank nominal dra- 
matisch um rund 20 Prozent. 
Das Auftragsvolumen lag 
um 22,8 Prozent unter dem 
Vorjahreswert. Der Grund 
für diese Entwicklung ist in 
erster Linie in der gesamt- 
wirtschaftlichen Abküh- 
lung, der zunehmend abwar- 
tenden Haltung der Investo- 
ren und der im Vergleich 
zum Vorjahr wieder nach- 
lassenden Investitionsbe- 
reitschaft der Länder und 
Kommunen zu sehen. 

INFRASTRUKTUR: Ohne ei- 
nen kräftigen Schub bei der 
Verkehrs-, Bildungs- und 
Forschungsinfrastruktur 
kann es zwischen Ost und 

West keine Wettbewerbs- 
gleichheit geben. Noch im- 
mer verfügen Kommunen 
nicht über die nötigen infra- 
strukturellen Voraussetzun- 
gen für die Neuansiedlung 
von Betrieben. Diese Tatsa- 
che schreckt insbesondere 
ausländische Investoren vor 
der Verlegung eines Unter- 
nehmensstandortes zurück. 
Dies gilt sowohl für Ver- 
kehrsinfrastruktur, insbe- 
sondere aber auch für Bil- 
dungs- und Forschungsein- 
richtungen. Hier fehlt es an 
einer projektorientierten 
Förderpolitik. Gelder wer- 
den momentan zu häufig 
nach dem Gießkannenprin- 
zip verteilt. So fehlt gerade 
in strukturarmen Regionen 
eine effektive Hilfe beim 
Aufbau   der   Infrastruktur. 

ARBEITSMARKT: Die Ver- 
langsamung des Wirt- 
schaftswachstums macht 
sich deutlich am Arbeits- 
markt bemerkbar. Von jah- 
reszeitlichen Einflüssen ab- 

gesehen, hat sich die Be- 
schäftigung mittlerweile im 
vierten Monat in Folge nicht 
mehr erhöht. Dagegen ist die 
Arbeitslosigkeit seit Jahres- 
beginn kontinuierlich ge- 
stiegen. Im Osten hat sich 
die Arbeitslosigkeit zuletzt 
im Juni saisonbereinigt um 
8.000 erhöht, nach durch- 
schnittlich 6.000 in den drei 
letzten Monaten zuvor. Ins- 
besondere die Zahl der Ar- 
beitslosen mit Bau- und bau- 
nahen Fertigungsberufen 
lag zuletzt weiter deutlich, 
nämlich mit 11 Prozent, 
über dem Vorjahresniveau. 
Der Arbeitsmarkt in den 
neuen Bundesländern 
macht weiter keine Fort- 
schritte, eher ist eine Ver- 
schlechterung festzustellen. 
Die nicht nur fehlgeschla- 
genen, sondern vielmehr 
kontraproduktiven und 
schädlichen Maßnahmen 
der Bundesregierung in der 
letzten Zeit, die in einem en- 
gen Zusammenhang mit 
dem Arbeitsmarkt stehen, 
haben die Betriebe im Osten 
stark belastet. So beinhalten 
die Neuerungen im Be- 
triebsverfassungsgesetz vor 
allem eine massive einsei- 
tige Ausweitung derbetrieb- 
Lichen Mitbestimmung. 
Durch diese Regelungen 
wird die Unternehmenslei- 
tung in ihrer Entscheidungs- 
freiheit eingeengt. Konse- 
quenz dieser Novellierung 
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ist insbesondere ein Investi- 
tionshemmnis, das die 
Schaffung neuer Arbeits- 
plätze verhindert. Für die 
Unternehmen bedeutet die 
Reform mehr Kosten, mehr 
Bürokratie und weniger Ar- 
beitsplätze. Durch solche 
Gesetze wird die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze nahezu 
verhindert. 

ABWANDERUNG:  Die Zahl 
der   Menschen,   die   dem 
Osten Richtung Westen den 
Rücken kehren, steigt wei- 
ter. Diesen Entschluss tref- 
fen vor allem überdurch- 
schnittlich qualifizierte Ju- 
gendliche. Hier lässt sich 
die enge Verzahnung der 
einzelnen Probleme in den 
neuen Bundesländern be- 
sonders gut verdeutlichen. 
Junge Menschen verlassen 
ihre Heimat, weil ihnen ein 
entsprechender       Ausbil- 
dungs-   oder   Hochschul- 
platz nicht angeboten wer- 
den kann oder ein qualifi- 
zierter   Arbeitsplatz   nicht 
zur Verfügung steht. Seit 
1991 haben vier von fünf 
Bundesländern im Osten ei- 
nen erheblichen Abfluss zu 
beklagen. So hat beispiels- 
weise das Land Mecklen- 
burg-Vorpommern     heute 
im    Vergleich    zu     1990 
170.000  Bürger weniger. 
Die   Abwanderungszahlen 
befinden  sich seit Jahren 
auf hohem Niveau. 

Notwendige Maßnah- 
men zur Konsolidie- 

rung der Lage in 
Ostdeutschland 

Für den Aufbau Ost ist 
eine neue Vision sowie ziel- 
gerichtetes Handeln erfor- 
derlich. Um die schwerwie- 
genden Probleme im Osten 
Deutschlands in den Griff zu 
bekommen, ist zunächst und 
verstärkt bei der Wirt- 
schafts- und Beschäfti- 
gungspolitik anzusetzen. 
Nur bei einem Wirtschafts- 
wachstum von mindestens 
1,6 Prozent können in nen- 
nenswertem Umfang Ar- 
beitsplätze geschaffen wer- 
den. Darüber hinaus müssen 
die infrastrukturellen Vor- 
aussetzungen erheblich ver- 
bessert werden. 

Die zusätzlichen, not- 
wendigen Maßnahmen zur 
Stärkung der Wissen- 
schafts- und Verkehrswe- 
geinfrastruktur sollen durch 
Kürzung fragwürdiger kon- 
sumtiver Ausgaben finan- 
ziert werden. Konjunktur- 
programme alten Stils haben 
wegen ihres „Strohfeueref- 
fektes" keinen Sinn. 

WIRTSCHARSPOLITIK: 

■ Auflage eines Sofortpro- 
gramms zur Stärkung der 
Bauwirtschaft, die im Mo- 
ment die übrige Wirtschaft 
nach unten zieht. 

■ Maßnahmen zu Gunsten 
der Bauwirtschaft gegen un- 
lautere Maßnahmen wie bei- 
spielsweise unhaltbare Aus- 
schreibungsbedingungen. 
■ Vereinfachungen im ge- 
genwärtigen System der 
Wirtschaftsförderung. Die 
bestehenden Fördermög- 
lichkeiten müssen intelli- 
genter eingesetzt werden. 
■ Konzentration der vor- 
handenen Förderpro- 
gramme im Gegensatz zur 
derzeitigen Praxis, die Mit- 
tel auf eine Vielzahl von 
Programmen zu verteilen. 
■ Entlastung des Mittel- 
standes durch Vorziehen der 
Steuerreform sowie Ausset- 
zen der nächsten Stufe der 
Ökosteuer. 
■ Modernisierung des öf- 
fentlichen Dienstleistungs- 
angebotes durch die Mög- 
lichkeit, Baugenehmigun- 
gen, Gewerbeanmeldungen 
sowie Steuererklärungen 
per E-Mail zu beantragen. 
■ Senkung der Gewerbe- 
und Grundsteuern als Inve- 
stitions- und Ansiedlungs- 
anreiz für nationale und in- 
ternationale Unternehmen. 
■ Verstärkte Unterstützung 
bei der Ansiedlung von Un- 
ternehmen mit innovativen 
Produkten. 

BESCHÄFTIGUNSPOLITIK: 

■ Kürzung von ABM-Mit- 
teln zur Stärkung des ersten 
Arbeitsmarktes. 

U1D 23/2001 -9 



BILANZ 

■ Abbau von Regulierun- 
gen und bürokratischen 
Hemmnissen, durch die der 
Arbeitsmarkt gelähmt wird. 
■ Ausrichtung der Betriebs- 
verfassung nach den Anfor- 
derungen einer globalisierten 
Wirtschaft. Die Betriebspart- 
ner in einem Unternehmen 
müssen selbständig und fle- 
xibel über Fragen des Lohns 
und Arbeitsplatzerhalts 
außerhalb starrer Tarifver- 
träge entscheiden können. 
■ Abbau von Einstellungs- 
barrieren. 
■ Spürbare Einschnitte bei 
Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe im Falle der Ablehn- 
ung einer zumutbaren Ar- 
beit. Arbeit muß sich stärker 
lohnen als Nichtarbeit. 
■ Beseitigung der Ein- 
schränkung und Erschwer- 
nis bei befristeten Arbeits- 
verhältnissen. 
■ Fortsetzung des modera- 
ten Kurses in der Lohnpolitik 
ist insbesondere in Ost- 
deutschland von entschei- 
dender Bedeutung. Tarifab- 
schlüsse sollten sich künftig 
stärker und auf Dauer an der 
Produktivität orientieren. 

INFRASTRUKTURPOLITIK: 

■ Keine Neuauflage flä- 
chendeckender Infrastruk- 
turprogramme. Der Aufbau 
der Infrastruktur muß viel- 
mehr mit neuen Prioritäten- 
listen und der Erschließung 
neuer   Finanzierungswege 

KARL-JOSEF   LAUMANN 

Hohes Defizit in Nürnberg 
beweist Versagen von Rot-Grün 
Bereits im 1. Halbjahr 
2001 haben die Ausgaben 
der Bundesanstalt für Ar- 
beit die Einnahmen um 
4,9 Mrd. DM überstiegen. 

Der Bundeszuschuss für 
das Jahr 2001 in Höhe von 
1,2 Mrd. DM ist bereits ver- 
braucht. Am Ende des Jah- 
res wird sich das Defizit 
noch einmal erheblich ver- 
größert haben. Experten 
rechnen mit einem Defizit 
für das gesamte Jahr 2001 
von ca. 8 Mrd. DM. 

Die Regierung hat ihre 
eigenen Ziele bei der 
Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit erheblich verfehlt. 

Falsche Wirtschafts- 
und Sozialpolitik müssen 
nun die Steuerzahler durch 
einen erhöhten Bundeszu- 

beschleunigt werden. Inve- 
stitionen, die über die höch- 
ste Multiplikatorwirkung 
verfügen, müssen Vorrang 
erhalten. 
■ Bei öffentlichen Infra- 
strukturvorhaben muß die 
private Finanzierung stärker 
genutzt werden, damit die 
öffentlichen Haushalte ge- 
schont werden und sinnvolle 
Projekte zeitnah verwirk- 
licht werden können. 

schuss an die Bundesanstalt 
für Arbeit ausgebaden. 

Die Bundesregierung 
sieht der Entwicklung ta- 
tenlos zu. Sie hofft ledig- 
lich auf eine Belebung des 
Arbeitsmarktes im 2. Halb- 
jahr, obwohl die Experten 
diese Erwartung längst 
nicht mehr teilen. 

Reformen auf dem Ar- 
beitsmarkt will Schröder 
nicht, ein Vorziehen der 
Steuerreform will Schrö- 
der auch nicht. Abwarten 
ist die schlechtste aller Lö- 
sungen, wenn Wirtschafts- 
entwicklung und Arbeits- 
markt in den Keller gehen. 
Im Interesse der Arbeitssu- 
chenden müssen endlich 
die notwendigen Refor- 
men auf den Tisch. 

■ Aufgrund mangelnder 
Vereinbarkeit zwischen an- 
gebotener und nachgefrag- 
ter Qualifikation ist ein ra- 
scher Abbau der Qualifizie- 
rungsinfrastruktur erfor- 
derlich. 
■ Etablierung eines Netzes 
von Fachhochschulen, um 
so die Vernetzung von 
Hochschulen vor allem mit 
Technologieunternehmen 
zu fördern. UD 
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Totengräber 
■ Ein Spezialbaufacharbei- 
ter mit einem Stundenlohn 
von 27,35 DM und der tarifli- 
chen   Arbeitszeit   von   169 
Stunden hat ein monatliches 
Bruttogehalt   von   4.622,15 
DM.  Davon  bekommt ein 
Junggeselle mit Steuerklasse 
eins    einen Nettolohn von 
16,33 DM pro Stunde, ein 
Verheirateter   mit   Steuer- 
klasse    drei    19,83    DM. 
Berücksichtigt    man    zum 
Bruttolohn   des   Arbeitneh- 
mers die rund 46 Prozent Ar- 
beitgeberkosten   für   Sozia- 
kassen, ZVK und Bauberufs- 
genossenschaft,   die   Sozi- 
allöhne, die allgemeinen Ge- 
schäftskosten,  die  Baustel- 
lengemeinkosten   und   die 
Mehrwertsteuer, dann müs- 
sen dem Kunden für die Ar- 
beitsstunde eines deutschen 
Facharbeiters 83 DM berech- 
net werden, ohne dass dabei 
auch nur ein Pfennig Gewinn 
erzielt worden ist. Aufgabe 
der Politik wäre, das Steuer- 
system und die sozialen Si- 
cherungssysteme   zu   refor- 
mieren und den Arbeitsmarkt 
zu deregulieren. Die Schrö- 
der-Regierung hat hier aber 
völlig versagt und keine Mög- 
lichkeit   ausgelassen,   wirt- 
schaftliches Handeln durch 
zusätzliche Auflagen und La- 
sten sogar noch zu erschwe- 
ren. Peter Rauen, stellv. Vor- 
sitzender   der   CDU/CSU: 
„Die neuesten Zahlen des Sta- 

tistischen Bundesamts zur 
Lage zeigen: Schröder wird 
mit seiner Politik immer mehr 
zum Totengräber der deut- 
schen Bauwirtschaft." 

Schwarzarbeit 
■ Wer eine Haushaltskraft 
bei sich zu Hause sozialver- 
sicherungspflichtig beschäf- 
tigte, konnte bisher die Ko- 
sten dafür im Rahmen eines 
Sonderausgabenabzugs   bis 
zu einer Höhe von 18.000 
DM im Jahr steuerlich gel- 
tend machen. Diese Rege- 
lung hat Rot-Grün nun abge- 
schafft - mit der Folge: ■ 
Hilfe für den privaten Haus- 
halt wird vor allem für Fa- 
milien mit mittlerem Ein- 
kommen   unerschwinglich. 
■   Versicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse 
gehen verloren. Die stellv. 
Vorsitzende der CDU/CSU, 
Maria Böhmer, und die fi- 
nanzpolitische    Sprecherin 
der Fraktion, Gerda Hassel- 
feldt:   „Der  Schwarzarbeit 
wird Tür und Tor geöffnet. 
Die bislang sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigten 
arbeiten künftig ohne sozia- 
les Netz." 

Wichtiger Schub 
■ Die BMW-Entscheiung, 
das neue Werk der 3er Reihe 
in Leipzig zu bauen, hat der 
stellv. Vorsitzende der 
CDU/CSU und Sprecher für 
die   neuen   Bundesländer, 

Günter Nooke, als wichti- 
gen Schub für den Aufbau 
Ost begrüßt: „Diese Großin- 
vestition ist ein Meilenstein 
auf dem Weg zu einer selbst- 
tragenden Wirtschaftsent- 
wicklung mit mehr Arbeits- 
plätzen in Ostdeutschland. 
Es ist gut zu wissen, dass es 
noch deutsche Unterneh- 
men mit Bodenhaftung gibt, 
die sich ihrer nationalen 
Verantwortung stellen." 

Ohrfeige 
■ Das Bundesverwaltungs- 
gericht hat die Zulässigkeit 
von Gebühren für Langzeit- 
studenten    bestätigt:     1000 
Mark pro Semester. Denn: 
Die Regelstudienzeit reiche 
aus, um ein Studium abzu- 
schließen.      Demgegenüber 
hatte die rot-grüne Bundesre- 
gierung in ihrem Koalitions- 
vertrag   versprochen:   keine 
Erhebung   von   Studienge- 
bühren im Hochschulrahmen- 
gesetz des Bundes. Thomas 
Rachel,  Obmann  für  Bil- 
dungs- und Forschungspolitik 
der CDU/ CSU: „Wir haben 
einem     bundesgesetzlichen 
Verbot von Studiengebühren 
bisher immer widersprochen 
-als unzulässigem Eingriff in 
die Rechte der Bundesländer, 
die ganz überwiegend für die 
Finanzierung der Hochschu- 
len zuständig sind. Das Berli- 
ner  Urteil   bestätigt  unsere 
Haltung. Eine Ohrfeige aller- 
dings für die Ministerin." 
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Drastische Kürzungen 
■ Nach den Plänen von Bun- 
desinnenminister Schily sol- 
len nächstes Jahr dem Zivil- 
schutz nur noch 44 Mil lionen 
Mark zur Verfügung gestellt 
werden. In diesem Jahr stan- 
den dafür noch 65 Millionen 
Mark im Haushalt. Beson- 
ders bedenklich: Rot-Grün 
will trotz Konjunkturflaute 
und entgegen anders lauten- 
den Versprechen bei den In- 
vestitionen kürzen. Erwin 
Marschewski, innenpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU: „Wie will Schily unter 
diesen Bedingungen sicher 
stellen, dass auch in Zu- 
kunft der Katastrophen- 
schutz funktioniert?" 

Gysis „Einheit" 
■ Im „kleinen Politischen 
Wörterbuch" der DDR stand 
unter dem Stichwort „Ein- 
heit" u.a. das „einheitliche so- 
zialistische Bildungswesen", 
aber nicht „deutsche Ein- 
heit". Gysi hat sie zwar jetzt 
für sich entdeckt, sagt aber 
nicht, was er damit wirklich 
meint. Rainer Jork, stellv. 
Vorsitzender der Landes- 
gruppe Sachsen der CDU/ 
CSU: „Die Wähler werden 
ihm jedenfalls nicht gestat- 
ten, die deutsche Einheit zu 
vereinnahmen und womög- 
lich sogar die SED-Mauer als 
notwendige Voraussetzung 
für Einheit und Freiheit neu 
zu definieren." 

PARTEIENFINANZIERUNG 

Kommission bestätigt 
Unionskonzept 

Anlässlich der Vorstel- 
lung   des   Abschlussbe- 
richts der Parteienfinan- 
zierungskommission am 
18. Juli erklärte der Vor- 
sitzende    der    Arbeits- 
gruppe der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion  zur 
Reform des Parteienge- 
setzes, Norbert Röttgen: 

Die    Kommissionsvor- 
schläge  liegen  weitestge- 
hend auf der Linie des Ge- 
setzentwurfes,     den    die 
CDU/CSU 16. Juli vorge- 
stellt hat. Der Abschlussbe- 
richt ist damit eine deutliche 
Bestätigung unserer Arbeit, 
die  viele  Kritiker Lügen 
straft. Zusammen mit dem 
Gesetzentwurf bildet   der 
Abschlussbericht eine gute 
Grundlage, um das Partei- 
engesetz noch in dieser Le- 
gislaturperiode umfassend 
zu reformieren. Ich hoffe, 
dass die anderen Parteien an 
diesem Vorhaben konstruk- 
tiv mitarbeiten werden. 

Die Kommission spricht 
sich ebenso wie die CDU/ 
CSU u.a. für ein Saldie- 
rungsverbot, eine Rechen- 
schaftslegung nach han- 
delsrechtlichem Vorbild, 
weitergehende Erläute- 
rungspflichten, ein Verbot 

der Annahme von Spenden 
von öffentlichen Unterneh- 
men, von Barspenden über 
1000 Euro (Kommission: 
2000 DM) und eine um- 
fangreiche Verbesserung 
des Prüfungssystems aus. 

Die Kommission betont 
die wichtige Funktion der 
Spenden für die Eigenfi- 
nanzierung der Parteien 
und zieht einen Schluss- 
strich unter die unangemes- 
senen Diffamierungen die- 
ser Einnahmeart. Die Kom- 
mission wörtlich: „Spen- 
den an Parteien sind poli- 
tisch und verfassungsrecht- 
lich nicht nur zulässig, son- 
dern ausdrücklich er- 
wünscht." Es ist allerdings 
unverständlich, dass die 
Kommission die Augen vor 
der grundgesetzwidrigen 
Zusammenballung politi- 
scher, wirtschaftlicher und 
publizistischer Macht, die 
die SPD im Verborgenen 
betreibt, verschließt. 

Der SPD-Konzern ist 
mit einem geschätzten Wert 
von über einer Milliarde 
DM und einer Auflagen- 
starke von ca. 2,5 Millionen 
Exemplaren einer der 
größten Medienkonzerne 
Deutschlands. 
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WENIG VERTRAUEN haben 
die Deutschen nach einer 
Forsa-Umfrage zur Fähigkeit 
der Schröder-Regierung, Ar- 
beitslosigkeit abzubauen und 
die Wirtschaft wieder in 
Schwung zu bringen. Nur acht 
Prozent der Befragten glau- 
ben, dass Schörder sein Ver- 
sprechen einhalten werde, die 
Arbeitslosenzahl bis 2002 auf 
3,5 Millionen zu senken. 58 
Prozent wollen, dass die Öko- 
steuer ausgesetzt wird. Sogar 
44 Prozent der Grünen befür- 
worten diesen Schritt. 

IMMENSESUMMEN bringt 
der Staat jährlich für den Un- 
terhalt von Kindern allein ste- 
hender Mütter und Väter auf: 
1,5 Milliarden Mark in 2000. 
Das Unterhaltsvorschussge- 
setz sieht diese Zahlungen vor, 
wenn ein Elternteil seinen 
Verpflichtungen nicht nach- 
kommen will oder kann. Zur 
Rückzahlung des Vorschus- 
ses kommt es in vielen Fällen 
nicht. 

AUF REKORDHÖHE bewegt 
sich die Kaufkraft der rund elf 
Millionen Kinder und Jugend- 
lichen in Deutschland: 32 Mil- 
liarden Mark Barvermögen 
und Sparguthaben, wie eine 
KidsVerbraucherAnalyse im 
Auftrag von Lübbe und Bauer 
sowie dem Axel Springer Ver- 
lag ermittelte. Im Monat ver- 
fügen die sechs- bis 19-Jähri- 
gen über 110 Mark,. 

CDU begrüßt 
zu Kyoto- 

Die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel hat die Verein- 
barung der Bonner Klima- 
schutzkonferenz über die 
Reduzierung von Treib- 
hausgasen ausdrücklich be- 
grüßt. „Wir freuen uns, dass 
es nach schwierigen Ver- 
handlungen gelungen ist, ei- 
nen Kompromiss zu Finden, 
der die Ratifizierung des 
Kyoto-Protokolls   für  die 

BUSSGELDER in Höhe von 
11,1 Millionen Mark haben im 
letzten Jahr Gerichte und 
Staatsanwaltschaften in Hes- 
sen verhängt. Die Gelder sind 
gemeinnützigen Einrichtun- 
gen zugute gekommen. Justiz- 
minister Christean Wagner: 
„Gerade Einrichtungen, die 
sich der Kriminalprävention 
und dem Opferschutz wid- 
men, können dadurch ihre 
wichtige Augabe leisten." 

IM WETTSTREIT um dieThe- 
menhoheit liegt nach einer 
Untersuchung von „Medien 
Tenor" weiterhin der „Spie- 
gel" vorn. Mit 579 Nennungen 
wurde das Nachrichtenmaga- 
zin im ersten Halbjahr 2001 
häufiger zitiert als „Bild" 
(428), FAZ (232), „Welt am 
Sonntag" (207), „Focus" 
(204) und „Stern" (198). Bei 

Vereinbarung 
Protokoll 
Mitgliedstaaten möglich 
macht", erklärte Angela 
Merkel nach einer Bundes- 
vorstandssitzung am 23. Juli 
in Berlin. Gerade angesichts 
der Demonstrationen der 
Globalisierungsgegner in 
Genua zeige die Überein- 
kunft von Bonn, dass „es 
keine Alternative zu inter- 
nationalen Abkommen ge- 
ben wird". 

den TV-Sendern liegt das 
ZDF mit 246 Nennungen vor 
der ARD mit 189. 

EUROPEAN Democrat Stu- 
dents (EDS), der Studenten- 
verband der EVP, hat auf sei- 
nem Annual Meeting im Juli 
einen neuen Vorstand ge- 
wählt. Die Position des Gene- 
ralsekretärs blieb dabei in 
Deutschland: Marc-Michael 
Blum löst Holger Thuss ab, 
der drei Jahre im Amt war. 

SCHULE ist das Thema einer 
Dokumentation, die jetzt die 
Kultusministerkonferenz her- 
ausgegeben hat: Datenmate- 
rial, das einen Vergleich der 
Ländern möglich macht. Er- 
hältlich im Sekreteriat der 
KMK: Lennestraße 6, 53113 
Bonn. Im Internet: www.kmk. 
org/statist/home.htm.     UD 
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1 GESUNDHEITSPOLITIK 

CDU   FORDERT   NEUANFANG: 

Mehr Transparenz, Wahlfreiheit und 
Eigenverantwortung für die Versicherten 

Warum ist Gesund- 
heitspolitik für die 
CDU ein Thema? 

■ Das Gesundheitswesen 
steckt in der Krise: Die Aus- 
gaben der Krankenkassen 
steigen, die Beiträge werden 
erhöht, und die Patienten fin- 
den sich in einer 2-Klassen- 
Medizin wieder. Eines ist 
klar: Unser Land braucht 
schnellstmöglich eine umfas- 
sende Gesundheitsreform. 
■ Aber die Bundesregie- 
rung ist untätig. Aus Angst 
vor den anstehenden Wah- 
len schiebt sie das Thema 
vor sich her und versucht, 
sich in Plaudcrrunden über 
Wasser zu halten. Statt end- 
lich zu handeln, wird nur ge- 
stritten: Gesundheitsmini- 
sterin Ulla Schmidt gegen 
ihre eigene Staatssekretärin 
Schaich-Walch, Schmidt 
gegen Wirtschaftsminister 
Werner Müller, die SPD- 
Fraktion gegen beide. Und 
zwischendurch streut das 
Kanzleramt ein eigenes Pa- 
pier. Ein einheitliches Kon- 
zept? Fehlanzeige. 
■ Gesundheitspolitik ist auch 
Arbeitsmarktpolitik. Denn 
ohne grundlegende Reform 

drohen enorme Beitragsstei- 
gerungen in der Kran- 
kenversicherung und damit 
noch höhere Lohnnebenko- 
sten für die Unternehmen. 

Daten und Fakten zum 
Thema Gesundheit 

■ Eine Umfrage des Mei- 
nungsforsch ungsinstituts 
Emnid von Ende Juni 2001 
zurGesundheitspolitik stellt 
der Regierung schlechte No- 
ten aus und sieht die Kom- 
petenz in der Gesundheits- 
politik wieder bei der CDU: 

lieh das Arbeitseinkommen 
als Beitragsbasis herange- 
zogen wissen. 
► Nur noch 40 % plädieren 
für eine vollständige Ko- 
stenübernahme der Kassen, 
57 % wünschen sich dagegen 
bei verminderten Beiträgen 
mehr Eigenbeteiligung. 
► 50 % folgen dem Vor- 
schlag, den Arbeitgeberan- 
teil zur gesetzlichen Kran- 
kenversicherungdirekt an die 
Arbeitnehmer auszuzahlen. 
►Aber nur 20 % würden ak- 
zeptieren, wenn Ärzte künf- 
tig bei annehmbarer Qualität 
nicht das Beste, sondern das 

„Wer ist besser in der Lage, die Gesundheitskosten in 
den Griff zu bekommen?" * 

41 

-, / 
CDU SPC 

in Prozent: Emnid-Umfrage von Juni 2001 

■ Weitere Ergebnisse: 
► 70 % der 900 Befragten 
sprechen sich für eine Ge- 
sundheitsreform noch vor 
der Wahl aus. 
► 69 % wollen ausschließ- 

Billigste verordnen müssten. 
■ Im Laufe des Jahres 2001 
haben bisher eine Reihe von 
Krankenkassen ihre Bei- 
träge erhöht: AOK Ham- 
burg: + 0,4 Prozentpunkte 
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„Tut die Bundesregierung das ihr Mögliche 
oder spielt sie auf Zeit?" * 

Spielt auf Zeit 

Tut das ihr Mögliche 

Prozent: Emnid-Umfrage von Juni 2001 

auf 14,5%; AOK Bayern: + 
0,5 auf 14,2 %; AOK Hes- 
sen: + 1,0 auf 14,8%; AOK 
Baden-Württemberg: + 0,7 
auf 14,2 %. Weitere Kassen 
haben  Beitragserhöhungen 
angekündigt. Anfang 2002 
wird es voraussichtlich zu 
einer Flut von Beitragser- 
höhungen auch bei den Er- 
satz- und Betriebskranken- 
kassen kommen. 
■ Die Bundesregierung hat 
die gesetzliche Krankenver- 
sicherung (GKV) in den al- 
ten Ländern 1998 mit einem 
dicken   Finanzpolster   von 
über 9 Mrd. DM übernom- 
men. Im Jahr 2000 war dort 
nun ein Defizit von knapp 1 
Mrd. DM zu verzeichnen. In 
den neuen Ländern hat die 
GKV 2000 dagegen einen 
leichten   Überschuss   von 
340 Mio. DM erwirtschaf- 
tet. Im Rahmen des Risiko- 
strukturausgleichs     zahlen 
währenddessen die gesetzli- 
chen   Krankenversicherun- 
gen  in den alten Ländern 
2001 fast 5 Mrd. DM an die 

Krankenversicherungen in 
den neuen Bundesländern. 
■ Nur rund vier Prozent der 
gesamten Ausgaben für das 
deutsche Gesundheitswesen 
werden in Gesundheits- 
schutzund Präventionsmaß- 
nahmen investiert (17,4 
Mrd. DM von 412,7 Mrd. im 
Jahr 1998; Quelle: Statisti- 
sches Bundesamt). 

Was sagt die 
Bundesregierung 

■ „Die neue Bundesregie- 
rung wird dafür sorgen, daß 
die Sozialabgaben gesenkt 
werden. Die Entlastung der 
Arbeit durch eine Senkung 
der gesetzlichen Lohnne- 
benkosten ist ein Eckpfeiler 
unserer Politik für neue Ar- 
beitsplätze. (...) Wir werden 
die Sozialversicherungs- 
beiträge ... auf unter 40 Pro- 
zent senken. (...) Ziel der 
neuen Bundesesregierung 
ist es, den Anstieg der Kran- 
kenversicherungsbeiträge 

zu stoppen und die Beiträge 
dauerhaft zu stabilisieren." 
(„ Koalitionsvertrag "   vom 
20. Oktober 1998) 
m „Im Gesundheitsministe- 
rium ist es am Wochenende zu 
einer offenen Auseinander- 
setzung zwischen Ministerin 
Ulla Schmidt (SPD) und ihrer 
Parlamentarischen   Staatsse- 
kretärin   Gudrun    Schaich- 
Walch (SPD) ... gekommen 
... Schmidt wies Vorschläge 
von Schaich-Walch, die Ver- 
sicherungspflichtgrenze     in 
der Krankenversicherung zu 
erhöhen, deutlich zurück. ... 
Unser Problem ist die man- 
gelnde Qualität im Gesund- 
heitswesen.  Die  verbessere 
ich nicht durch mehr Geld, 
denn das würde nichts an der 
Überversorgung   und   Fehl- 
steuerung ändern." (Der Ta- 
gesspiegel, 2.7.2001) 
m In der Bundesregierung ist 
Streit über eine Reform der 
Krankenversicherung    aus- 
gebrochen.      Gesundheits- 
ministerin    Ulla    Schmidt 
(SPD) wies Vorschläge von 
Wirtschaftsminister Werner 
Müller    (parteilos)    scharf 
zurück,    die    Arbeitgeber- 
beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung  künftig 
als Lohn auszuzahlen und da- 
mit in eine kapitalgedeckte 
Privatvorsorge einzusteigen. 
... 'Die Kranken- und Pflege- 
versicherung ist kompliziert 
und funktioniert anders als 
Angebot und Nachfrage in 
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der Wirtschaft." (Frankfur- 
ter Rundschau, 16. Juli) 
m „Die Bundesregierung 
denkt an einen Kurswechsel 
in der Gesundheitspolitik. 
Kanzleramtsminister Hans 
Martin Bury plädierte im In- 
terview mit der Stuttgarter 
Zeitung dafür, in der Kran- 
kenversicherung mehr auf 
Eigenverantwortung zu set- 
zen. 'Es ist grundsätzlich 
richtig, sich Gedanken über 
die Balance zwischen Ei- 
genverantwortung und so- 
zialer Absicherung zu ma- 
chen.'" (Stuttgarter Zei- 
tung, 19. Juli) 

Welche Botschaft hat 
die CDU 

Die CDU fordert einen 
Neuanfang in der Gesund- 
heitspolitik. Die bisherige 
Strategie der Bundesge- 
sundheitsministerin, die 
Dinge treiben zu lassen und 
die Beteiligten mit Ge- 
sprächen ruhig zu stellen, 
schadet dem Gesundheits- 
wesen. Es besteht jetzt drin- 
gender Handlungsbedarf, 
denn ohne Reformen droht 
nicht zuletzt aufgrund des 
demographischen Wandels 
der Kollaps des Gesund- 
heitssystems. Erforderlich 
ist ein gesundheitspoliti- 
sches Gesamtkonzept, das 
folgende Eckpunkte umfas- 
sen muss: 

■ Mehr Transparenz, 
Wahlfreiheit und Eigen- 
verantwortung für die 
Versicherten. Die Men- 
schen sollen über ihre Bei- 
tragshöhe und über ihren 
Versicherungsumfang im 
Rahmen bestimmter Band- 
breiten selbst entscheiden 
können. Voraussetzung ist, 
dass die Versicherten über 
die Kosten und die Qualität 
der bei ihnen erbrachten 
Leistungen informiert wer- 
den. 

■ Mehr Spielräume in der 
Vertragsgestaltung für 
Krankenkassen, Kran- 
kenhäuser und Ärzte. Die 
Bundesregierung muss die 
von ihr geschaffenen Hür- 
den und Reglementierungen 
abbauen, damit die Beteilig- 
ten im Gesundheitswesen 
eine freiheitliche und wett- 
bewerbsorientierte Grund- 
lage haben. Diese können 
viel besser als der Staat defi- 
nieren, wie eine qualitativ 
hochwertige medizinische 
Versorgung zu gestalten ist. 
■ Mehr Gesundheitsvor- 
sorge. Die weit verstreuten 
Ansätze zur Prävention 
müssen verbessert, aufein- 
ander abgestimmt und in ei- 
nem übergreifenden Prä- 
ventionsgesetz gebündelt 
werden. 
■ Der Risikostrukturaus- 
gleich muss gerechter aus- 
gestaltet werden. Die Maß- 
nahmen  der  Bundesregie- 

rung sind dazu nicht geeig- 
net. Sie führen zu Kosten- 
steigerungen und mehr 
Bürokratie. 

Was sagt die Presse? 

„In der eigenen Fraktion 
wächst der Unmut über die 
offenkundige Unfähigkeit 
der Ministerin, eine gute 
Vorsorge zu bezahlbaren 
Preisen durchzusetzen. 
Schmidts Bilanz nach einem 
halben Jahr Amtszeit ist nie- 
derschmetternd." (Der Spie- 
gel, 2. Juli) 

„Mit großen Verspre- 
chungen waren die Sozial- 
demokraten in den vergan- 
genen Wahlkampf gezogen: 
Die Zuzahlungen für Medi- 
kamente und Arztbesuche 
sollten verringert, die Qua- 
lität der Versorgung verbes- 
sert, die Abgaben gesenkt 
werden. Nun steigen die 
Beiträge der gesetzlichen 
Krankenversicherung wie- 
der. Das selbst gesteckte 
Ziel, die Abgabenlast unter 
vierzig Prozent der Brut- 
tolöhne zu senken, wird Rot- 
Grün nicht erreichen." (Die 
Zeit, 5. Juli) 

„Dass im Gesundheitssy- 
stem etwas schief läuft, ist 
offensichtlich. Doch was 
sagt die Ministerin dazu im 
Bundestag, wenn die Oppo- 
sition eine Debatte zu dem 
Thema   verlangt?   Nichts. 
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Auch nach dieser aktuellen 
Stunde bleibt unklar, was die 
Gesundheitsministerin ei- 
gentlich will." (Tagesspie- 
gel, 29. Juni) 

„Bis dahin herrscht wei- 
ter kleinteilige Geschäftig- 
keit. Da darfein SPD-Parla- 
mentarier eine geringere 
Mehrwertsteuer auf Medi- 
kamente fordern, die ge- 
sundheitspolitische Spre- 
cherin der Fraktion eine Ab- 
gabe auf Nikotin und Alko- 
hol vorschlagen und die 
Staatssekretärin laut über 
Einnahmeerhöhungen nach- 
denken, bevor sie kurz dar- 
auf vom Ministerium de- 
mentiert wird. Wie man 
diese Vorschläge auch in- 
haltlich bewertet: von einer 
abgestimmten Linie der So- 
zialdemokraten kann nicht 
die Rede sein." (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 6. Juli) 

„Tatsächlich wird durch 
das Agieren der Ministerin 
die Gesundheitspolitik zu- 
nehmend zu einem Risiko 
für Bundeskanzler Gerhard 
Schröder. Er hatte zusam- 
men mit den Grünen in 
der Koalitionsvereinbarung 
versprochen, den Gesamt- 
Beitragssatz zur Sozialver- 
sicherung auf unter 40 % zu 
senken. Dieses Ziel rückt 
nun in weite Ferne. (...) Die 
Taktik der Gesundheits- 
ministerin, die Probleme bis 
über die Bundestagswahl im 
Herbst 2002 in Plauderrun- 

H.-J.   ARENTZ   UND   P.   RAUEN: 

Wirtschafts- und Sozialsystem 
steht auf der Kippe 

Der Vorsitzende der Sozi- 
alausschüsse, und der Vor- 
sitzende der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereini- 
gung haben die Forderung 
erhoben, das Bündnis für 
Arbeit endlich mit Leben 
zu füllen sowie die zentra- 
len Fragen für mehr Ar- 
beit und mehr Wachstum 
in den Vordergrund zu 
stellen: Die Belastung von 
Arbeitnehmern und Unter- 
nehmern mit Steuern, Abga- 

den mit den Interessen- 
vertretern auszusitzen, ist da- 
mit vorzeitig gescheitert." 
(Handelsblatt, 22. Juni) 

„Wie das Kaninchen vor 
der Schlange verharrt ihr Res- 
sort derzeit in Sprachlosig- 
keit, wenn es um eine umfas- 
sende Neuordnung des Ge- 
sundheitswesens geht, und 
suggeriert statt dessen, ein 
'Weiter so' sei gefahrlos mög- 
lich." (Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 6. Juli) 

„Wenigstens eine klare 
Richtung für eine Reform 
nach der Bundestagswahl 
müsste Schmidt vorgeben. 
Doch die Ministerin stellt die 
Weichen dafür nicht. Was 
Geld spart im Gesundheits- 

ben und Bürokratie steigt. Die 
Inflation raubt den Menschen 
den Lohn ihrer Arbeit. Sie hat 
sich seit 1998 verfünffacht. 
Ein Prozent Inflation sind 30 
Mrd. DM weniger Kaufkraft. 
Sie ist der Taschendieb der 
kleinen Leute. Die Arbeitslo- 
sigkeit stagniert bei vier Mio., 
die Wirtschaft befindet sich in 
der Talfahrt. Es drohen in die- 
sem Jahr über 300 000 Kon- 
kurse und verschärfte Vertei- 
lungskonflikte. 

wesen, will sie erst in ein paar 
Jahren machen, was Geld ko- 
stet, macht sie sofort." (Die 
Woche, 29. Juni) 

„Noch ärgerlicher ist die 
Gleichgültigkeit der SPD ge- 
genüber dem kaum noch ab- 
wendbaren Beitragsanstieg in 
der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung. Eigentlich müss- 
ten die Sozialdemokraten in 
diesen Tagen um neue Kon- 
zepte für die Gesundheitsver- 
sorgung der Zukunft ringen. 

Die SPD schuldet ihren 
Wählern einige Antworten. 
Hilflos auf höhere Beiträge zu 
starren, ist zu wenig für eine 
Partei, die das Wort 'sozial' 
sogar im Namen führt." (Die 
Zeit, 21. Juni) UD 
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HILFEN   FüR   ELTERN   UND   KINDER 

Unser Ziel: die wirksame Eingrenzung 
von Spätabtreibungen 

Zum Antrag der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
„Vermeidung von Spätab- 
treibungen - Hilfen für El- 
tern und Kinder" erklär- 
ten die stellvertretenden 
Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Maria Böhmer und Wolf- 
gang Bosbach, die Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, Maria Eich- 
horn, und der Vorsitzende 
der Arbeitsgruppe Recht, 
Norbert Geis: 

Die Erfahrungen mit den 
gesetzlichen Regelungen 
für Schwangerschaftsab- 
brüche in der Praxis geben 
Anlass für Klarstellungen 
der Absichten des Gesetzge- 
bers und ergänzende Rege- 
lungen mit dem Ziel einer 
wirksamen Eingrenzung 
von Spätabtreibungen. Die 
CDU/CSU-Bundestagfrak- 
tion zielt mit ihrem Antrag 
„Vermeidung von Spätab- 
treibungen - Hilfen für El- 
tern und Kindern" darauf ab, 
die Zahl der unter der gel- 
tenden Rechtslage nicht aus- 
geschlossenen sogenannten 
Spätabtreibungen in Zu- 
kunft deutlich zurückzu- 
drängen. Hierzu schlägt sie 

einen Maßnahmenkatalog 
vor, der die Bedingungen 
dafür schaffen soll, dass 
sowohl für werdende El- 
tern, insbesondere für die 
schwangeren Frauen wie für 
die Ärzte mit flankierenden 
Maßnahmen Spätabtreibun- 
gen so weit wie möglich 
vermieden werden. 

Die Eckpunkte 

In dem Antrag, der eine 
breite parlamentarische Un- 
terstützung über die Partei- 
und Fraktionsgrenzen finden 
soll, wird die Bundesregie- 
rung aufgefordert, einen Ge- 
setzentwurf zur wirksamen 
Vermeidung der sogenann- 
ten Spätabtreibungen vorzu- 
legen, der sich an folgenden 
Eckpunkten orientiert: 
■ Die pränatale Diagnostik 
muss mit einer vorausge- 
henden, umfassenden Bera- 
tung durch einen fachkundi- 
gen Arzt verbunden sein. 
Werdende Eltern müssen 
bereits frühzeitig besser 
über die möglichen medizi- 
nischen Erkenntnisse und 
damit oft verbundenen Kon- 
fliktsituationen dieser prä- 
natalen  Diagnostik  aufge- 

klärt werden. Deshalb ist die 
medizinische Beratung in 
angemessener Weise um 
eine psycho-soziale Bera- 
tung zu erweitern. Dazu soll 
ein Hinweis auf dieses Bera- 
tungsrecht der schwangeren 
Frau in den Mutterpass auf- 
genommen werden. Damit 
ließe sich bereits im Vorfeld 
die Konfliktsituation für El- 
tern vermindern und Spätab- 
treibungen entgegenwirken. 

Nach einer pränatalen 
Diagnose mit pathologi- 
schem Befund muss sowohl 
eine Beratung durch einen 
fachkundigen Arzt als auch 
eine psycho-soziale Bera- 
tung erfolgen. 
■ Eine Kostenübernahme 
für die pränatale Diagnostik 
durch die Krankenkassen 
findet nur unter der Voraus- 
setzung statt, dass diese vor- 
geschriebenen Beratungen 
erfolgt sind. Dies ist in den 
Richtlinien des Bundesaus- 
schusses der Ärzte und 
Krankenkassen verbindlich 
festzulegen. 
■ Das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen einer medizi- 
nischen Indikation im Zu- 
sammenhang mit einer Be- 
hinderung des ungeborenen 
Kindes ist nur durch Begut- 
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achtung    eines    interdiszi- 
plinär besetzten Kollegiums 
(z.B.   aus   den   Bereichen 
Frauenheilkunde,    Kinder- 
heilkunde, Psychologie, Hu- 
mangenetik)   festzustellen, 
um die Prognoseentschei- 
dung nach § 218 a Abs. 2 
StGB auf eine breitere Basis 
zu stellen. Durch ein solches 
Kollegium sollen insbeson- 
dere die Ärzte unterstützt 
werden, indem die Verant- 
wortung   für   die   Progno- 
seentscheidung nicht mehr 
allein einem einzelnen Arzt 
obliegt. Maßgebliches Ziel 
ist es, werdenden Eltern, vor 
allem werdenden Müttern, 
umfassende     Hilfestellung 
bei ihrer Entscheidung zu ge- 
ben,   wenn   sie   vor   der 
schwierigen Frage der An- 
nahme   eines   behinderten 
Kindes oder dem Abbruch 
der Schwangerschaft stehen. 
■ Erforderlich ist eine Klar- 
stellung   des  gesetzgeberi- 
schen Willens bei der Schaf- 
fung bzw. Änderung des gel- 
tenden     Abtreibungsrechts 
1992 bzw. 1995 dahin, dass 
bei der medizinischen Indi- 
kation nur auf eine Gefahr 
für das Leben oder die Ge- 
fahr einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung des seeli- 
schen    Gesundheitszustan- 
des der Schwangeren abzu- 
stellen ist. Eine absehbare 
Behinderung allein ist kein 
Grund für einen Schwanger- 
schaftsabbruch nach § 218 a 

M. Böhmer W. Bosbach M. Eichhorn N. Geis 

Abs. 2 StGB. Deshalb ist § 
218 a Abs. 2 StGB um einen 
Satz 2 zu ergänzen, der wie 
folgt lauten könnte: „Ein em- 
bryopathischer Befund al- 
lein ist keine Gefahr im 
Sinne des Satzes 1." 
■ Um den Eltern die Ent- 
scheidung auch für ein be- 
hindertes Kindes zu erleich- 
tern, ist eine Verbesserung 
der Rahmenbedingungen 
erforderlich. Eltern müssen 
wissen, dass die Gesell- 
schaft sie nicht allein lässt, 
wenn sie ein behindertes 
Kind bekommen. Die Ver- 
besserung der Situation von 
behinderten Menschen ist 
durch ein eigenständiges 
und einheitliches Leistungs- 
gesetz für Behinderte, das 
vom Bund zu finanzieren ist, 
zu erreichen. 
■ Nach der einschlägigen 
Rechtsprechung zur Haftung 
behandelnder Ärzte bei man- 
gelhafter Pränataldiagnostik 
oder fehlgeschlagenen Ab- 
treibungen kann - unter be- 
stimmten Voraussetzungen - 
gegen den Arzt ein Anspruch 
auf Schadensersatz geltend 
gemacht werden. 

Dies erscheint im Hin- 
blick  auf das  angestrebte 

Ziel, ungeborenes Leben zu 
schützen bzw. Leben zu ret- 
ten, bedenklich. Die Bun- 
desregierung wird aufgefor- 
dert zu prüfen, ob angesichts 
dieser Rechtsprechung in 
den oben angeführten Fällen 
eine Haftungsfreistellung 
der behandelnden Ärzte an- 
gezeigt ist und bejahenden- 
falls, wie die hierdurch bei 
den Eltern möglicherweise 
eintretenden finanziellen 
Nachteile ausgeglichen 
werden können. 
■ Das Weigerungsrecht der 
Ärzte, an einem Schwanger- 
schaftsabbruch mitzuwir- 
ken (§12 Abs. 2 SchKG), ist 
nur für die Fälle einer un- 
mittelbaren Lebensgefahr 
der Schwangeren auszu- 
schließen. Zur Klarstellung 
ist in § 12 Abs. 2 SchKG das 
Wort „unmittelbar'" nach 
dem Wort „abwendbar" ein- 
zufügen. 
■ Die statistische Erfassung 
von Problemfällen, insbe- 
sondere zur Sicherstellung 
der Meldung aller Spätab- 
treibungen, ist als notwen- 
dige Datenbasis für die 
Beobachtungs- und Schutz- 
pflicht des Gesetzgebers zu 
erweitern. ÜD 
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Knappe Kassen 

Offiziell rechnet die Bundes- 
regierung für 2001 mit 
durchschnittlich 3,7 Millio- 
nen Beschäftigungslosen. 
1,2 Milliarden Mark will sie 
nach Nürnberg überweisen. 
Schon jetzt zeichnet sich ab, 
dass das nicht reichen wird. 
Richtig kritisch wird die 
Lage aber erst im kommen- 
den Jahr. Denn dann soll es 
gar keinen Zuschuss mehr 
für die Bundesanstalt für Ar- 
beit geben. Diesem Be- 
schluss liegt die optimisti- 
sche Annahme zugrunde, 
dass 2002 die Arbeitslosig- 
keit auf durchschnittlich 3,5 
Millionen sinken werde - 
was inzwischen selbst 
Sc // röder bez. weifelt. 

Berliner Zeitung 

Teure Kosmetik 

Sinnvoller als neue Finanz- 
spritzen wäre eine kritische 
Überprüfung der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik. Millio- 
nen    verpulvern   die   Ar- 

beitsämter jährlich, indem 
sie Arbeitslose von einer 
ABM in die nächste schleu- 
sen. Doch im nächsten Jahr 
stehen Bundestagswahlen 
an - darum ist kaum zu er- 
warten, dass die Koalition 
gerade jetzt auf die teure 
Kosmetik verzichten wird. 

Die Welt 

STEUERLAST 

Ausplünderung 

Es ist geschafft. Ab 20. Juli - 
um genau zu sein: ab 11 Uhr 
31 - arbeiten wir Steuerbür- 
ger für uns selbst. Bislang, 
also vom 11. Januar bis zum 
20. Juli, haben wir für Vater 
Staat geschuftet. Das rech- 
net uns jedenfalls der Bund 
der Steuerzahler vor, derauf 
eine Steuer- und Abgaben- 
quote von 55,2 Prozent 
kommt. Anders gesagt: Von 
jeder verdienten Mark dür- 
fen wir 45 Pfennig behalten, 
55 Pfennig kassieren Finanz- 
ämter und Soz.ialka.ssen. 
Selbst wenn diese Rechnung 
etwas übertrieben scheint, 
so zeigt sie doch, wie der 
ehrliche Steuer-  und Bei- 

tragszahler ausgeplündert 
wird. Warum die Bürger 
sich das gefallen lassen, ist 
ein Rätsel. Sind sie also 
blöd? Nein. Sie suchen sich 
ihren staatsfreien Raum, in- 
dem sie jedes Jahr für rund 
120 Milliarden Mark 
schwarz, arbeiten. 

Der Tagesspiegel 

SPD/PDS 

Willkommene Erben 

Mit atemberaubender Ge- 
schwindigkeit bereitet das 
sozialdemokratische Esta- 
blishment die eigene Partei 
und das Wahlvolk auf eine 
umfassende parlamentari- 
sche Zusammenarbeit mit 
der PDS vor. Noch im letzten 
Oktober war es die partei- 
randständige Ex-Juso- Vor- 
sitzende Andrea Nahles, die 
von Generalsekretär Mün- 
tefering öffentlichkeitswirk- 
sam zurückgepfiffen wurde, 
als sie einen Zusammen- 
schluss von SPD und PDS 
forderte. Nun kommen 
gleichlautende Töne sogar 
aus der Mitte der Partei. Er- 
hard   Eppler,   ehemaliger 
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Vorsitzende der SPD- 
Grundwertekommission, 
kann sich sogar vorstellen, 
dass die SPD in Berlin als 
kleinerer Koalitonspartner 
unter Führung der PDS Ber- 
lin regiert. Eppler hält den 
„ Kern der PDS " für sozial- 
demokratisch und beant- 
wortet Fragen nach der Eig- 
nung der SED-Erhen als Ko- 
alitionspartner mit einem 
klaren, uneingeschränkten 
Ja. Die Welt 

BUNDESRAT 

Dosen-Spuk 

Tritt in wollte partout das 
Zwangspfand auf Dosen. 
Obwohl nur 3% des Mülls 
auf das Konto von Dosen ge- 
hen. Trotzdem sollten Milli- 
arden in neue Automaten in- 
vestiert werden. Der Bun- 
desrat hat diesem Spuk ein 
Ende bereitet. Eine andere 
Bundesratsinitiative - noch 
vom alten Berliner Senat - 
wollte ein echtes Problem 
aufs Korn nehmen: das um 
sich greifende Graffiti-Un- 
wesen. Überall im Lande: 
kaum restauriert - schon be- 

schmiert. 1000-mal schlim- 
mer. Aber diese Initiative 
wird von Tritt ins Kollegen in 
Berlin blockiert. Anstatt mit 
Kanonen auf Getränkedo- 
sen zu zielen, sollte sich Trit- 
tin mal um Spray-Dosen 
kümmern. Es gibt auch so et- 
was wie eine optische Um- 
weltverschmutzung.      Bild 

BIOETHIK 

Tabu gebrochen 

Wissenschaftler in den USA 
haben Embryonen für rein 
wissenschaftliche Zwecke 
erzeugt, um embryonale 
Stammzellen für die For- 
schung  zu gewinnen.  Das 

war völlig unnötig. Weltweit 
gibt es Tausende von einge- 
frorenen Embryonen, die bei 
der künstlichen Befruchtung 
übrig bleiben und normaler- 
weise weggeworfen werden. 
Solange dieser Vorrat reicht, 
gibt es kaum ein wissen- 
schaftlich haltbares Argu- 
ment ßr die Schaffung von 
Embryonen ausschließlich 
für Forschungszwecke. Mit 
ihrem eigenmächtigen Han- 
deln haben die privat finan- 
zierten Mediziner der 
Stammzellendebatte einen 
Bärendienst erwiesen. Denn 
nun werden die Diskussionen 
einen schärferen Ton bekom- 
men. Die Furcht vor skrupel- 
losen Forschern wird zwei- 
fellos Wiederaufleben. 

Stuttgarter Zeitung 

Polithooliganismus. Die Vehemenz, mit der PDS und Grüne 
das Vorgehen der italienischen Polizei während des Welt- 
wirtschaftstreffens anprangern, gehört zu den Reparaturar- 
beiten, mit denen der Unfehlbarkeitsanspruch der Globali- 
sierungsgegner, derwährendderGenueserKrawalltage ge- 
litten hat, wiederhergestellt werden soll. Jeder Vergleich ist 
recht. Dawirdltalienflugszumfinsteren Polizeistaat erklärt, 

in dem Methoden zur Anwendung kämen, wie sie aus dem 
Chile der Folterer bekannt seien. Was heißen soll: Wo derlei 
angewendet wird, ist Widerstand legitim - einschließlich sei- 
ner Primitivform, des Polithooliganismus. FAZ 
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FRAUEN-UNION 

Frau Pol 
r Kte 

.*Hll*l 
.A mSLd lehr Geld! ) 

MehrK inder!    J 

f Mehr Zukunft!  ) 

* i T*     «rx 
Frau & können 

in über die: 
Bundesgeschäfts- 

stelle der Fauen-Union 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin Tele- 

fon 030-22070-452 
Telefax 030-2 20 70-4 39 
e-mail: fu@cdu.de 

üliilHMifSl? 
„Frau & Politik" im neuen Outfit 

Neu: Die Straffung zu Themenheften ist noch konsequenter, wir informieren noch geziel- 
ter als bisher durchgehend vierfarbig. Nach wie vor informiert „Frau & Politik" über ak- 
tuelle Ereignisse und politische Standpunkte, gibt Hintergrundinformationen und weibliche 
Perspektiven. Zusätzlich: Berichte aus den Landesverbänden, Wissenswertes & Tipps rund 
um die politisch denkende Frau. „Frau & Politik" erscheint mit 6 Ausgaben im Jahr. Jah- 
resabo: 30 Mark. Jede neue Abonnentin erhält drei Ausgaben kostenlos. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Faltkarte „Wirtschaftswachstum- 

10 Punkte für den Aufschwung" 

Bestell-Nr.: 2739 
^ ^™^   100 Expl.: 14,00 DM/7,16 EURO 

Sie SOLL KRÄFTIG WACHSEN KÖNNEN. ■ 
UNSERE WIRTSCHAFT AUCH. 

CDU 

Postkarte „Rot-Grün: Nix richtig. Nur teuer." 

Bestell-Nr.: 9757 
100 Expl.: 15,00 DM/7,67 EURO 

**"*^M^ 
NJUNKTUR 

ARBEITSMARKT 

Broschüre „Fakten & 
Positionen - Konjunktur 
und Arbeitsmarkt" 

(DINA4) 
Bestell-Nr.: 5748 
25 Expl.: 22,00 DM/ 
U,25 EURO 

CDU 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05423-41521 

e-mail: 
cdu-shop @ bertelsmann. de 

Sofortprogramm 
der CDU 

für mehr 
Wachstum 

Beschäftigung 

CDU 

Leporello „10-Punkte-Sofort- 
programm der CDU für mehr 
Wachstum & Beschäftigung" 

Bestell-Nr.: 2758 
100 Expl.: 30,00 DM/15,34 EURO 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

Neue SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT: 
MEHR MARKT. MEHR MUT. MEHR MENSCHLICHKEIT. 
Weitere Informationen unter: www.neue-soziale-marktwirtschaft.cdu.de 

IM CDU 
Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für 
Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie können von allen Kreis-, Stadt- 
und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG-Medienzentrum 
bestellt werden. 


